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BEILEGUNG VON INVESTITIONSSTREITIGKEITEN UND DIE PLÄNE 
DER EUROPÄISCHEN UNION 

 
Die Diskussionen und Überlegungen zur Ein-

führung eines Europäischen Gerichtshofs für 

die Beilegung von Investitionsstreitigkeiten 

rückte seit den – letztlich gescheiterten – Ver-

handlungen der Europäischen Union mit den 

USA um das Freihandelskommen TTIP in den 

Fokus der Öffentlichkeit. Kritisiert wurde der – 

bis dato – zumeist durch Bilaterale Investitions-

schutzabkommen zwischen Staaten („BIT“, Bi-

lateral Investment Treaties) vorgesehenen „pri-

vaten“ Rechtsschutz in Form von Schiedsge-

richten, der im TTIP-Abkommen vorgesehen 

war. Zentrum der Kritik war – neben dem 

Chlorhuhn – der Streitschlichtungsmechanis-

mus, da er lediglich großen internationalen 

Konzernen nutzen würde, die Staaten, deren Be-

völkerung und die Umwelt ausbeuten würden – 

von einer Paralleljustiz wurde gesprochen. 

Doch ist dem wirklich so? Warum gibt es über-

haupt einen Investitionsschutz durch Schieds-

gerichte? Und warum (und was) plant die Euro-

päische Union nunmehr für die Beilegung von 

Investitionsstreitigkeiten?  

 

I. BEDÜRFNIS NACH INVESTITIONS-

SCHUTZ – WARUM? 

 

Ein Unternehmen investiert (zB durch Ausbau 

der Gesundheits- oder Energieversorgung) in 

einem anderen als seinem Sitzstaat und nach der 

Investition ändern sich die rechtlichen Rahmen-

bedingungen, wodurch die Investition (teil-

weise) wertlos wird (zB durch entschädigungs-

lose Enteignung). Spätestens dann stellt sich die 

Frage nach dem Schutz des Investors in diesem 

fremden Staat. Gäbe es keine Investitions-

schutzabkommen, wäre das Unternehmen auf 

die staatlichen Gerichte des Investitionsstaats 

verwiesen. Dies wurde (und wird) von vielen 

Investoren als nicht befriedigend empfunden. 

Die Gerichte des Investitionsstaats müssten in 

einem Verfahren die Rechtmäßigkeit oder 

Rechtswidrigkeit von staatlichem Handeln 

(meist durch die Gesetzgebung) beurteilen, oder 

das Rechtssystem des Investitionsstaats gilt als 

ineffizient oder politisch motiviert, als korrupti-

onsanfällig oder zumindest als nicht vollkom-

men unabhängig und unparteiisch. 

 

Um Investoren daher die Angst vor dem Inves-

tieren in Staaten mit „wackeligem“ Rechts-

schutz zu nehmen und Investition trotzdem 

schmackhaft zu machen, entschlossen sich die 

Staaten zum Abschluss von Investitionsschutz-

abkommen. Dabei handelt es sind um Verträge 

zwischen dem Sitzstaat des Investors und dem 

Staat der Investition (und daher um bilaterale 

Staatsverträge). In diesen Staatsverträgen wer-

den zumeist Streitbeilegungsmechanismen – 

die Investitionsschiedsgerichtsbarkeit – als Al-

ternative zur staatlichen Gerichtsbarkeit verein-

bart. Zudem bieten bilaterale Investitions-

schutzabkommen Schutz vor Diskriminierung, 

kompensationsloser Enteignung, unbilliger und 

ungerechter Behandlung sowie die Garantie ei-

nes freien Kapitalverkehrs. 
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Das erste derartige BIT wurde bereits im Jahr 

1959 zwischen Deutschland und Pakistan abge-

schlossen – also ganz so neu sind derartige Ab-

kommen nicht. Auch wenn die TTIP-Gegner 

dies erst im Jahr 2015/2016 bemerkten. Welt-

weit bestehen mehr als 3.000 Investitions-

schutzabkommen – allein Österreich ist Ver-

tragsparteien von 60 BITs und Deutschland hat 

rund 130 derartiger Staatsverträge abgeschlos-

sen. 

 

II. WAS VERSTEHT MAN UNTER  

INVESTITIONS- 

SCHIEDSGERICHTSBARKEIT?  

 

Unter Investitionsschiedsgerichtsbarkeit ver-

steht man Verfahren zwischen einem ausländi-

schen Investor und einem Staat vor einem inter-

nationalen Schiedsgericht. Geltend gemacht 

wird ein beim Investor auf Grund eines staatli-

chen Handelns eingetretener Schaden. Wesent-

liche Voraussetzung für den Zugang eines In-

vestors oder eines Staates zur Investitions-

schiedsgerichtsbarkeit ist dabei das Vorliegen 

eines BITs zwischen dem Investoren- und dem 

Investitionsstaat und eines darin enthaltenen 

(neben den staatlichen Gerichten alternativen) 

Streitbeilegungsmechanismus, zumeist in Form 

einer Schiedsklausel. Die Schiedsklausel kann 

die Abwicklung des Verfahrens nach den Re-

geln einer bestimmten Schiedsgerichtsinstitu-

tion [beispielsweise der United Nations Com-

mission on International Trade Law (UNCIT-

RAL), des International Centre for Settlement 

of Investment Disputes (ICSID) oder der Inter-

nationalen Handelskammer (ICC)] und/oder 

durch ein ad-hoc gebildetes Schiedsgericht vor-

sehen. 

 

Durch ein funktionierendes Investitions-

schutzsystem wird im Streitfall der Zugang zu 

einem unabhängigen und neutralen Schiedsge-

richt ermöglicht. Ein funktionierender Investiti-

onsschutz sorgt folglich für einen Anstieg an 

weltweiten Direktinvestitionen, die wiederrum 

die globale Wertschöpfungskette stärken.  

III. WARUM ÜBERLEGT DIE  

EUROPÄISCHE UNION DIE  

GRÜNDUNG EINES INVESTITIONS-

GERICHTS? 
 

Es war jahrzehntelange Praxis zwischen den 

(nunmehrigen) EU-Mitgliedstaaten, Investiti-

onsschutzabkommen abzuschließen, sog. Intra-

EU-BITs. Das Jahr 2018 führte jedoch zum 

Wendepunkt. Grund war die Entscheidung des 

Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) 

im sogenannten "Achmea"-Fall. Das im Intra-

EU-BIT zwischen den Niederlanden und der 

Slowakei vorgesehene Schiedsgericht erließ in 

einem Verfahren eines niederländischen Inves-

tors gegen die Slowakei einen Schiedsspruch 

zugunsten des Investors. Im daraufhin von der 

Slowakei eingeleiteten Aufhebungsverfahren 

wurde dem EuGH unter anderem die Frage vor-

gelegt, ob eine Schiedsklausel in einem Investi-

tionsschutzvertrag – unter Beteiligung eines 

Staates – die volle Wirksamkeit des Unions-

rechts gewährleistet oder nicht. Der EuGH ver-

neinte dies, da sich Entscheidungen von derart 

konstituierten Schiedsgerichten der Kontrolle 

des EuGH entzögen und daher die "Einheitlich-

keit bei der Auslegung des Unionsrechts" nicht 

gewährleistet sei.  

 

Als Folge dieser Entscheidung wurden 130 der 

zwischen den EU-Mitgliedsstaaten abgeschlos-

sener Verträge aufgekündigt. Dies führt zu einer 

großen Verunsicherung von Investoren. Rufe 

nach einem effektiven Investitionsschutz auf 

Europäischer Ebene wurden wieder laut. 

 

IV. GIBT ES JETZT EIN  

INVESTITIONSGERICHT AUF  

EUROPÄISCHER EBENE? 

 

Jein – Investitionsgerichte auf europäischer 

Ebene sind bereits vorgesehen, jedoch noch 

nicht eingesetzt:  

 

In den von der EU (in Vertretung der Mitglieds-
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staaten) abgeschlossenen Freihandelsabkom-

men mit Kanada (CETA), Singapur (EUSFTA) 

oder Vietnam (EVFTA) (auch Freihandelsab-

kommen der „neuen Generation“ bezeichnet) 

sind Investitionsgerichte vorgesehen. 

Im CETA-Abkommen ist ein Investitionsge-

richt als   

– fixe Einrichtung mit zwei Instanzen vorge-

sehen; 

– es sollen 24 Richter tätig sein, wobei 15 

Richter für die erste und 9 Richter für die 

zweite Instanz zuständig sein sollen; 

– die Richter, die vom sog CETA-Ausschuss 

ausgewählt werden, sollen zu einem Drittel 

Staatsbürger von Mitgliedstaaten der EU, 

zu einem Drittel aus Kanada und zu einem 

Drittel aus einem Drittland stammen; 

– der Richter aus dem Drittland soll den Vor-

sitz in dem eigens für den jeweiligen Fall 

gebildeten Kammern zuständig sein; 

– die Entscheidungen der ersten Instanz sol-

len binnen eines Jahres gefällt werden; 

– als Verfahrensordnung sollen Regeln von 

ICSID, UNICTRAL oder zwischen den 

Streitparteien einvernehmlich festgelegte 

Regeln gelten. 

Wie genau dieses Gericht funktioniert und wer 

zB im CETA-Ausschuss die Richter auswählen 

wird, ist derzeit noch unklar. Bis dato wurde 

CETA noch nicht von allen EU-Mitgliedstaaten 

ratifiziert – die vorläufige Geltung (seit 

21.09.2017) ist auf den Investitionsschutzteil 

des Abkommens nicht anzuwenden. 

 

V. WELCHE NEUERUNGEN BRINGT 

DER GEPLANTE EU-INVESTITIONS-

GERICHTSHOF? 

 

Neben den Investitionsgerichten der „neuen“ 

Freihandelsabkommen gibt es seit dem Jahr 

2015 Planungen der Europäischen Kommission 

für einen Investitionsgerichtshof. 

 

Die Europäische Kommission hatte damals (da-

her vor mittlerweile 6 Jahren) einen Vorschlag 

für ein Streitbeilegungssystem für Investoren 

und Staaten vorgelegt, der die Errichtung eines 

Investitionsgerichtshofs sowie einer Rechtsmit-

telinstanz mit öffentlich ernannten unabhängi-

gen und qualifizierten Richtern vorsah. Die 

Verfahren sollten an die nationalen Gerichtssys-

teme angelehnt und öffentlich sein. Zu einer Ei-

nigung und Umsetzung dieser Pläne kam es je-

doch nie. Seit dem "Achmea-Urteil" und der 

Abschaffung der Intra-EU-Handelsabkommen 

wurde von der Kommission ein Konsultations-

prozess eingeleitet und eine Arbeitsgruppe un-

ter Einbeziehung der EU-Mitgliedsstaaten ge-

bildet. Im Zuge dessen sollten die Rahmenbe-

dingungen für die Einführung eines Investiti-

onsschutzsystems mit einem unabhängigen 

Schiedsgerichtshof für Investoren erarbeitet 

werden. Es ist davon auszugehen, dass sich die 

Schaffung dieses multilateralen Investitionsge-

richtshofs für die Beilegung von Investitions-

streitigkeiten an den Investitionsgerichten der 

„neuen“ Freihandelsabkommen orientieren und 

daher ein System geschaffen werde, das mit der 

bis dato verwendeten Investitionsschiedsge-

richtsbarkeit nur noch wenig zu tun haben wird. 

 

Wie man den Sitzungsprotokollen der Kommis-

sion entnehmen kann, könnten Investoren künf-

tig ihre Forderungen direkt beim EU-Investiti-

onsgerichtshof einklagen und folglich bindende 

Entscheidungen erhalten. Zudem sind auch al-

ternative Streitbeilegungsmöglichkeiten – wie 

beispielsweise eines zentralen Ombudsmanns 

für Investoren – im Gespräch.   

 

Generell könnte laut der Kommission durch die 

Schaffung eines eigenen EU-Investitionsge-

richtshofs ein noch attraktiveres Investitions-

klima in der EU geschaffen werden. Ein erstes 

Konzept zur Einführung eines EU-Investitions-

schutzmechanismus (dh Investitionsschutz als 

Ersatz der in den Intra-EU-Bits vorgesehen ge-

wesenen Schiedsgerichte) soll nach Einschät-

zung der Kommission bis Ende 2021 vorliegen 

und anschließend im Rahmen einer Verordnung 

in den EU-Mitgliedsstaaten durchsetzbar sein. 
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VI. ENTWICKLUNGEN IN ÖSTER-

REICH?

Die Internationale Schiedsinstitution der Wirt-

schaftskammer Österreich ("VIAC") hat nun-

mehr eine eigene Schiedsordnung für Investiti-

onsverfahren veröffentlicht, die mit 1. Juli 2021 

in Kraft getreten und auf alle Verfahren, die 

nach dem 30.06.2021 eingeleitet wurden, an-

wendbar ist. Parteien können fortan jede Strei-

tigkeit aus einem Vertrag, einem Gesetz oder ei-

nem Abkommen, an dem ein Staat, eine staat-

lich kontrollierte Einrichtung oder eine zwi-

schenstaatliche Organisation beteiligt ist, der 

neu geschaffenen Verfahrensordnung für Inves-

titionsstreitigkeiten unterwerfen. Die Einrich-

tung der Investitionsschiedsgerichtsbarkeit 

durch den VIAC kann als bedeutsamer Schritt 

im Bereich des Investitionsschutzes angesehen 

werden. 

Die Schindhelm Allianz berät Kunden seit mehr 

als einem Jahrzehnt in Bezug auf Direktinvesti-

tionen im Ausland. Wenn Sie Fragen zum euro-

päischen sowie internationalen Investitions-

schutzrecht haben, stehen Ihnen die Experten 

der Schindhelm Allianz jederzeit gerne zur Ver-

fügung. 
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